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Von Kerstin Schröder 

Boltenhagen - Entgegen seiner An- 
kündigung, keinen Widerspruch 
gegen die Entscheidung der Ge- 
meindevertretung einzulegen, hat 
Boltenhagens Bürgermeister Olaf 
Claus (parteilos) es nun doch getan. 
Er akzeptiert die Aufgabe der Amts- 
freiheit nicht und ficht den Be- 
schluss wegen angeblicher Befan- 
genheit von vier Gemeinde Vertre- 
tern an: „Wenn Beschlüsse rechts- 
widrig sind, muss ich dagegen Vor- 
gehen" , rechtfertigt sich Claus. 

Für Gemeinde Vertreter Ulrich Sä- 
ger (FDP) ist der Widerspruch ein 
weiterer Beweis dafür, dass das 
Wort des Bürgermeisters nicht viel 
zählt: „So möchte Olaf Claus also, 
wie er es öffentlich angekündigt 
hat, das verloren gegangene Ver- 
trauen zur Gemeindevertretung 
wieder aufbauen" , zeigt sich Ulrich 
Säger enttäuscht. 

Nicht mitstimmen dürfen bei der 
Entscheidung zur Amtsfreiheit hät- 


te nach Ansicht des Bür- 
germeisters Maria 
Schultz (BfB), weil sie 
im Amt Klützer Winkel 
arbeitet. Deshalb sei 
auch ihr Schwiegerva- 
ter Heinz-Dieter 
Schultz (SPD) als Ange- 
höriger befangen. Wil- 
fried Nix (CDU) sei im 
Bauhof tätig und nie- 
mand wisse, ob der 
Bauhof auch dem Amt 
Klützer Winkel zuge- 
ordnet werden soll, 
und die Ehefrau von 
Frank Dietrich (Hanse) 
sei in der Gemeindeverwaltung be- 
schäftigt, so Claus. In erster Linie ge- 
he es ihm aber darum, „ dass die Ent- 
scheidung mit den Bürgern bespro- 
chen werden muss " . 

Das Innenministerium zeigt sich 
von der Forderung nach einem Bür- 
gerentscheid unbeeindruckt, es 
will die Zuordnung zum Amt Klüt- 
zer Winkel wie geplant zügig voran- 


treiben. Dafür sei auch 
kein Beschluss notwen- 
dig: „Für den Erlass 
der geplanten Verord- 
nung zur Zuordnung 
der Gemeinde Bolten- 
hagen zum Amt Klüt- 
zer Winkel ist kein Be- 
schluss oder Antrag 
der Gemeinde Bolten- 
hagen erforderlich", 
betont Pressespreche- 
rin Marion Schlender. 
Deshalb stelle die Be- 
schlussfassung der Ge- 
meindevertretung vom 
1 7 . Dezember auch kei- 
ne Entscheidung dar, die vom Bür- 
germeister vollzogen werden müss- 
te. Stattdessen spiegele die Stel- 
lungnahme der Gemeindevertre- 
tung nur ein Meinungsbild wider, 
das das Innenministerium in seine 
Abwägungsentscheidung mit ein- 
beziehe. „Das Votum macht aller- 
dings deutlich, dass sich das Innen- 
ministerium und das oberste wil- 


lensbildende Gemeindeorgan, die 
Gemeindevertretung, in der Beur- 
teilung der Situation einig sind" , so 
Marion Schlender. 

Dass die vier Gemeinde Vertreter 
hätten nicht mitstimmen dürfen, 
sieht das Innenministerium anders: 
Ein Widerspruch wegen vermeintli- 
cher Befangenheiten sei in diesem 
Fall nicht gerechtfertigt, denn aus 
der Entscheidung der Gemeinde- 
vertretung hätten die oben genann- 
ten Personen oder Angehörigen kei- 
ne unmittelbaren Vor- oder Nach- 
teile, wie es die Kommunalverfas- 
sung für ein Mitwirkungsverbot vo- 
raussetze, so Schlender. 

Das beruhigt Maria Schultz 
(BfB): „Ich habe mich vor der Ent- 
scheidung persönlich bei Landrätin 
Birgit Hesse erkundigt, ob ich be- 
fangen bin. Das hat sie verneint. " 

„ Der einzige, der befangen ist, ist 
der Bürgermeister, denn es geht um 
seinen Job", findet Ulrich Säger. 
Ihn ärgere es, dass Stimmungsma- 
cher im Ort behaupten würden, Bol- 


tenhagen gebe sein Geld auf: „Es 
ist schon mehrfach gesagt worden, 
dass wir unser Geld behalten und 
weiterhin alleine entscheiden kön- 
nen, was damit passiert", so Säger. 
Das einzige, was sich ändere, sei, 
dass acht Verwaltungsmitarbeiter 
künftig in Klütz arbeiten. „Und alle 
werden übernommen, das hat das 
Innenministerium angekündigt. " 

Auch die Zukunft des Bauhofes 
sei nicht unklar. „ Er verbleibt in der 
Gemeinde", betont Michael Steig- 
mann (Die Linke). Auch ihm sei 
klar, dass nun die populistische For- 
derung nach einem Bürgerbegeh- 
ren geschürt werde: „Aber wir pla- 
nen doch keine Gemeindefusion. 
Boltenhagen wird kein Ortsteil von 
Klütz, sondern wir stärken unsere 
Verwaltungsarbeit mit dem Perso- 
nal des Amtes Klützer Winkel. Das 
ist dringend nötig, weil unsere Ver- 
waltung alleine nicht in der Lage 
ist, ihre Aufgaben zu erfüllen, näm- 
lich sich um die Belange der Bürger 
zu kümmern", so Steigmann. 



Wenn Be- 
schlüsse rechts- 
widrig sind, muss 
ich dagegen 
Vorgehen.“ 


Bürgermeister Olaf Claus 








